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Amtliche Sammlungs nein

BinnenschiffahrtsG v« 15 „ Juni 1898, BGBl 868, § 7 AhSo 2,
§ 77; BGB § 651; ZPO § 286 C
lo Beim Personenbeforderungsvertrag endet die Beförderungs- 

Pflicht des Schiffsunternehmers regelmäßig nicht schon, 
wenn die Fahrgäste das Schiff verlassen, sondern erst, 
wenn sie an Land kommen« Bas Anlandbringen der Fahrgäste 
ist eine HauptVerpflichtung des Unternehmers, für deren 
ordnungsgemäße Erfüllung er die Beweislast trägt, wenn 
ein Fahrgast zu Schaden kommt«
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II ZR 164-/57

Verkündet
am 16o April 1959
Pfauz, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

Im  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

lo der PirmaA^CoH((BBP^Schiffahrtsbetrieb?K ^ - w e ® i i i ^ ® ^ i a * ^ t r a ß e  m ,

2o des Schiffskapitäns Otto WflB, KflP? 
XiflHHMIHi Straße ■ ,

Beklagten und Revisionskläger, 
- Prozeßbevollmachtigter? Rechtsanwalt

gegen

den Kreisveterinär rat 2)r«> Bruno 
Po^Ntraße 4P, r?

- Prozeßbevollmächtigter?
Kläger und Revisionsbeklagten, 
Rechtsanwalt

hat der ll0 Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 16<> April 1959 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Br* Nastelski und der Bundesrichter 
Dr<> Haidinger, Dr* Nörr, Dr0 Haager und Liesecke

für Recht erkannt?

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
lo Zivilsenats des Schleswig-Holsteinischen Oberlandes­
gerichts in Schleswig vom 25° April 1957 aufgehoben, 
soweit zum Nachteil der Beklagten erkannt worden ist«,
Im Umfange der Aufhebung wird die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht zurückverwiesen«

Von Rechts wegen
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TatbestandsH * W V *  loMk^Mp p»-

Der Kläger, früher Wehrmachtsbeamter, damals Beamter 
des Kreises E f H K  hat am 14» Juni 1955 gegen Mittag auf 
einem Betriebsausflug der Angehörigen der KreisVerwaltung 
E^HHl kurz nach dem Verlassen des der Beklagten zu 1 gehö­
renden und vom Beklagten zu 2 geführten Dampfers 
unmittelbar vor der im Eigentum der Nordostsee-Kanalverwal­
tung stehenden öffentlichen Anlegestelle B ^ H H H )  bei t' 
H f c  einen Unfall erlitten„ Er nimmt die Beklagten auf Scha­
densersatz in Anspruch*

Der Ausflug war von einem in einer Versammlung der 
Betriebsangehörigen der Kreisverwaltung E f l U  gewählten 
Pestausschuß vorbereitet worden* Der Vertrag über die 
Durchführung der Pahrt mit dem Dampfer' war zu einem Fest­
preis von 300 DM mit der Beklagten ‘geschlossen worden*

Als der Beklagte zu 2 am Unfalltage den Dampfer
auf die Anlegestelle B^flHNfe zusteuerte, lag 

vor dieser die Schute MP 3” der Firma Job« KrflP, Brflp-
Diese Schute hat an den Seiten der '3,50 m brei­

ten Badeöffnung schmale Decks* Das Achterschiff ist durch­
gehend mit einem eisernen Deck versehen, aus dem sich, an • 
den Laderaum anschließend, eine Niedergangskappe erhebt, 
neben der das Deck 75 - 78 cm breit ist*

i
Die Schute lag mit der Backbordseite an der Anlege** 

brücke und war so vertäut, daß der eine Brückenpfahl an 
der Achterkante der Niedergangskappe, der andere etwa mitt­
schiffs. lag* Die Autobusfahrer, welche die Betriebsangeho-
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rigen zur Weiterfahrt erwarteten* hatten* um das Anland­
gehen zu erleichtern* drei Bohlen* die sie auf dem dorti­
gen Ziegeleigelände gefunden hatten* nebeneinander über die 
Schutenöffnung gelegt* und zwar in unmittelbarer M h e  der 
Medergangskappe.

Per Beklagte zu 2 legte mit der Steuerbordseite seines 
Dampfers an der Schute an, und zwar so* daß der Ausstieg 
des Schiffes in die M h e  des. Bohlenweges kam» Um vom Schiff 
auf das Schutendeck zu gelangen, benutzten die von Bord Ge­
henden den an Bord vorhandenen, mit Geländern versehenen 
’'Landgang” {»Gang-way11, Laufsteg)« Nachdem der größte Teil 
der Fahrgäste {mehr als 100) das Schiff verlassen und die 
Anlegebrücke betreten hatte, und zwar die meisten über die 
Bohlen, ein kleiner Teil Uber das Achterdeck, betrat der 
Kläger, der sich in der Kantine aufgehalten und dort Grog 
getrunken hatte, mit einigen anderen Personen die Bohlen«,
Die auf der Seite des offenen Schutenraumes liegende (rechte)? 
Bohle brach unter ihm durch* Er stürzte in die Schute und 
trug.Verletzungen davon, u. a. erlitt er einen komplizier­
ten Bruch der Armspeiche und Verletzungen des rechten Hand­
gelenks,, die noch nicht behoben sind und voraussichtlich 
eine dauernde Gebrauehsminderung zur Folge haben werden*

den,
Der Kläger ist inzwischen vorzeitig pensioniert wor-

Der Kläger hat vorgetragens '

Der Beklagte zu 2 habe es pflichtwidrig unterlassen, 
die Bohlen auf ihre Tragfähigkeit zu prüfen und das gleich­
zeitige Betreten der Bohlen durch mehrere Personen zu ver-

t
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hindern® Heben den Arm- und Handverletzungen habe er auch 
innere Verletzungen davongetragen, die eine Operation er­
forderlich gemacht hätten, als deren Folgen weitere Er­
krankungen aufgetreten seien® Infolge seiner vorzeitigen 
Pensionierung entgingen ihm im Monat 200 DM 'Hebeneinnahmen, 
die er zunächst für 16 Monate ersetzt verlangt® Der Kläger 
hat zuletzt beantragt, die Beklagten gesamtschuldnerisch 
zur Zahlung von 3200 DM und eines in das Ermessen des Ge­
richts gestellten Schmerzensgeldes zu verurteilen und fest­
zustellen, daß die Beklagten verpflichtet seien, ihm den 
aus dem Unfall noch entstehenden Schaden zu erstatten®

Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt und 
geltend gemacht s

Der Beklagte zu 2 habe wegen der vor der Anlegebrücke 
in liegenden Schute nach weiterfahren
wollen; auf ausdrücklichen Wunsch der Fahrgäste habe er 
aber dann doch in angelegt® Für die Bohlen, die
nicht von der Schiffsbesatzung, sondern von den Omnibus­
fahrern gelegt worden seien, seien sie nicht verantwortlich, 
da die Pflichten der Sohiffsbesatzung- in dem Augenblick be­
endet gewesen seien, als die Fahrtteilnehmer das Schiff, 
doho den Bandgang, verlassen hätten® Im übrigen habe die 
Schiffsbesatzung die Fahrgäste im allgemeinen und den Kläger 
im besonderen darauf hingewiesen, sie sollten das feste 
Deck und nicht die Bohlen benutzen, während die Omnibus­
fahrer zum Überschreiten der Bohlen aufgefordert hätten®
Die Bohlen seien an sich in Ordnung gewesen und hätten bei 
entsprechend vorsichtigem Verhalten gefahrlos begangen wer­
den können® Zu dem Unfall sei es- nur dadurch gekommen, daß* 
der Kläger mit dem Zeugen KofflW? der hinter dem Kläger gegan-
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gen und seine Hand ,auf die Schulter des Klägers gelegt 
habe? absichtlich im Takt der Musik gewippt habe« Trotz 
Zurufes hatten beide das Wippen fortgesetzt« Her Kläger 
sei auch nicht nüchtern gewesen? er habe in der Kantine 
6 - 7  Gläser Grog getrunken gehabt« Für den Beklagten zu 2 
hat die Beklagte zu 1 den Entlastungsbeweis nach § 831 BGB 
angetreteno

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen? weil das 
Verschulden des Klägers so erheblich überwiege? daß daneben' 
eine dem Beklagten zu 2 zur Last fallende leichte Fahrläs­
sigkeit nicht in Betracht komme« Das Berufungsgericht hat 
hinsichtlich des Zahlungsanspruches und des Anspruches auf 
Schmerzensgeld die Klage dem Grunde nach zu 1/4 für gerecht­
fertigt erklärt und festgestellt? daß die Beklagten als Ge­
samtschuldner verpflichtet sind? dem Kläger 1/4 des aus dem 
Unfall entstandenen und noch entstehenden Vermögensschadens 
zu ersetzen5 im übrigen hat. esf*dle Klage abgewiesen«,

Mit der Revision begehren die Beklagten Klageabwei­
sung im vollen Umfang« Her Kläger bittet um Zurückweisung 
der.Revision«'

Entscheidungsgründe %

I« Has Berufungsgericht geht davon aus? die Beklagte 
zu X habe mit den Bediensteten der Kreis Verwaltung 
die sich zwecks gemeinsamer Ausflugsfahrt zu einer Gelegen­
heitsgesellschaft nach bürgerlichem Recht zusammengeschlos­
sen hätten? einen Beförderungsvertrag geschlossen» Hie Revi­
sion meint, der Kläger habe keine vertraglichen Ansprüche®
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Das Berufungsgericht hat jedoch in den beiden Schreiben 
vom 11o und 51• Mai 1955 rechtsirrtumsfrei den Abschluß 
des Vertrages namens der Betriebsgemeinschaft der Kreis­
verwaltung der <*er Kläger angehörte, angenommen
und in dieser Betriebsgemeinschaft im vorliegenden Palle 
eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechtes gesehen«»

Die Revision ist weiter der Ansicht, es handle sich 
um einen Mietvertrag und nicht um einen Beforderungsver­
trag,* da sich der Beklagte zu 2 an die Weisungen des Pest­
vorstandes der Betriebsgemeinschaft für gebunden gehalten 
habe; das Schiff sei als solches mit dem Kapitän der Be­
triebsgemeinschaft zur Verfügung gestellt worden0 Die An­
sicht der Revision ist rechtsirrig* Gegenstand des Vertra-* 
ges war nicht die Überlassung des Schiffes, sondern die Be­
förderung von Personen zum Bestimmungsort* Ein solcher Ver- 
trag ist ein Werkvertrag nach bürgerlichem Recht, für den, 
da die ''V^HHP)" Binnenschiff ist, die allgemeinen Vor­
schriften der § § 1 - 2 5  BSchG gelten, das im übrigen den 
Vertrag nur in einzelnen Punkten regelt, z*B. §§ 7 Abs* 2?
8 Abs* 4? 104 Abs*, 4 (Vortisch/Zschucke BSchG 2* Aufl«, § 1 
Anm* 7, § 92 Anm* 4 b, § 77 Anm* 1).

II* Die Parteien streiten darüber, wann die Beförde-*rungspflicht der Beklagten zu 1 endete, ob bereits mit dem 
Verlassen des Schiffes, d* h, dem Hinuntertreten der Pahr- 
gäste vom Landgang, oder erst mit dem Anlandkommen der Fahr­
gäste* Das Berufungsgericht hat zutreffend angenommen, daß 
die Beförderungspflicht des Unternehmers regelmäßig die Ver­
pflichtung umfaßt, die Fahrgäste unversehrt an Land zu brin­
gen* Müssen daher die Pahrgäste, um an Land zu kommen, ein 
Zubringerfahrzeug benutzen, so haftet der Unternehmer für
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die Zubringung Jedenfalls dann* wenn diese sich in seinem 
Betrieb vollzieht<> Legt das Schiff unmittelbar an die Kai­
mauer oder an eine dem öffentlichen Verkehr dienende Lan- 
dungsbrücke an, so haftet der Unternehmer bis zu dem Augen­
blick-, in dem die Bahrgäste den Kai oder die Landungsbrücke
betreten haben« Dagegen haftet der Unternehmer - entgegen *
der Ansicht des Berufungsgerichts - grundsätzlich (vgl« ROZ 
118* 91) nicht für den Zustand einer solchen Landungsbrücke* 
wobei freilich diese Frage im vorliegenden Ball keine Rolle 
spielt, da sich der Unfall nicht auf der Landungsbrücke, 
sondern auf dem Weg zur Landungsbrücke ereignet hat®

Die Revision ist der Meinung* dadurch* daß die Omnibus­
fahrer die Bohlen über die vor der Landungsbrücke liegende 
Schute gelegt hätten* sei die Schute zur Verlängerung der 
Landungsbrücke geworden; die Pflichten des Unternehmers hät­
ten daher mit dem Hinuntertreten des Klägers vom Landgang 
auf die Schute geendet <> Bern kann nicht zugestimmt werden«,
Bie Beklagten mußten.den Kläger sicher an Land, also hier 
auf die Landungsbrücke bringen0 Konnte der Bampfer an der 
Landungsbrücke nicht anlegen und konnten die Bahrgäste von 
dem Landgang aus nicht unmittelbar die Landungsbrücke betre­
ten* so mußte von einem Anlandbringen entweder überhaupt ab­
gesehen werden oder die Beklagten mußten Vorsorge treffen* 
daß die Landungsbrücke von den Bahrgästen sicher erreicht 
wurdeo Bür die Verantwortung der Beklagten kommt es daher 
nicht auf die Präge an* wer die Bohlen über die Schutenöff­
nung gelegt hat« Bie Verantwortung des Unternehmens für die 
Sicherheit der Bahrgäste endete erst in dem Augenblick* in ^ 
dem diese über die Schute die Landungsbrücke betreten hatten* 
Benn Inhalt des Beförderungsvertrages war nicht* dg,ß die Bahr 
gäste das Schiff unversehrt verließen* sondern daß sie unver-f
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sehrt an land kamen«, Eine Schute ist nicht dazu bestimmt, 
daß Fahrgäste über sie das Land erreichen können,. Wenn ein 
Unternehmer eine Schute dazu benutzt, die Fahrgäste an Land 
zu bringen, dann ist er dafür verantwortlich, daß die Schute 
gefahrlos begangen werden kann» Wie das Berufungsgericht 
zutreffend ausführt, entfiel die Verantwortung der Beklag'* 
ten auch nicht etwa deswegen, weil der Beklagte zu 2 es 
vorgezogen hätte, in und das Anland­
gehen in einem ausdrücklichen Wunsch der Fahrgäste
entsprochen haben soll» Der Beklagte zu 2 mußte daher, falls 
er den Fahrgästen ermöglichte, den Weg über die Schute zu 
nehmen, um an Land zu kommen, dafür sorgen, daß dieser Weg 
sicher war«, Ließ er es zu, daß die Fahrgäste den Weg über 
die Bohlen nahmen, mußte er dafür sorgen, daß die Bohlen 
in einwandfreiem Zustand waren und dem gedachten Zweck ge­
fahrlos dienen konnten«*

•
Unrichtig ist die Meinung der Revision, daß es sich 

insoweit nur um eine Hebenleistung des Beförderungsunter­
nehmers handele, wie das Reichsgericht in RGZ 86, 521, 322 
hinsichtlich der Zu- und Abgänge bei der Beförderung durch 
die Eisenbahn angenommen habe«, Beim Personenbeförderungsver­
kehr ist für die Beweis last (BGHZ 27, 236, 238 m« Nachw»$ 
vgl, auch für den Werkvertrag im allgemeinen BGHZ 28, 251, 
254) die Frage bedeutsam, ob sich der Schaden während der 
eigentlichen Beförderungsleistungen der Eisenbahn ereignet 
hat oder während der Zu- und Abgänge, deren sichere Oewah- 
rung Gegenstand vertraglicher WebenVerpflichtung der Bahn 
sind«, Bas Reichsgericht hat die Entscheidung dieser Frage 
darauf abgestellt, daß der Reisende während der Beförderung 
gewissermaßen der Herrschaft und Verfügungsmacht des Unter­
nehmers überantwortet, dagegen beim Zu- und Abgehen in seiner

■ m



Bewegungsfreiheit und seiner Selbstbestimmung regelmäßig 
nicht beschränkt sei* Der Fahrgast eines Schiffes gewinnt 
seine Bewegungsfreiheit erst wieder, wenn er das Land be-

itritt; bis dahin ist er regelmäßig auf die Fürsorge des 
Unternehmers angewiesene Da die Beklagte zu 1 nach dem Be­
forderungsvertrag verpflichtet war* dafür zu sorgen, daß 
der Kläger unversehrt an Land gelangte, muß sie im Rahmen 
ihrer vertraglichen Haftung den Nachweis führen, daß der 
Unfall nicht auf Mängel einer Einrichtung zurückzuführen 
ist, für die sie verantwortlich ist®

Bie Sorge für den gefahrlosen Übergang über die Schute 
zur Landungsbrücke gehörte zutden BienstVerrichtungen des 
Schiffsführers, insbesondere zur Erfüllung des vom Schiffer 
auszuführenden Beförderungsvertrages, und fiel daher nach 
§ 7 BSchG in den Pflichtenkreis des Beklagten zu 2« Bie An­
sicht des Sachverständigen FflMP? der Kapitän sei nur ver­
antwortlich für das Verlassen des Schiffes einschließlich 
des Landgangs, verkennt die Rechtslage'• Ba dem Beklagten zu 2 
die Sorge für die Sicherheit des Verkehrs vom Schiff zum Land 
oblag, fällt eine die Körperverletzung des Klägers verursa­
chende schuldhafte Sorgfaltspflichtverletzung auch unter 
§ 823 Abs* 1 BGrBo

Bie Beklagte zu 1 haftet für eine etwaige Verletzung 
der Sorgfaltspflicht durch den Beklagten zu.2 nicht nur 
nach Vertragsrecht {§ 278 BUB), sondern auch nach Schiff­
fahrt srechtlichen Grundsätzen, und zwar nach § 4 Abs0 1 
fc* 2 BSchG ohne Rücksicht auf ein Verschulden der Schiffs­
besatzung, nach §§ 3, 4 f c o  3 nur bei Verschulden, im letzte­
ren Falle aber auch für Schmerzensgeld (vglo Schaps, Bas 
Beutohe Seerecht 2a Auflo HUB § 485 Anm« 10)» Jedoch ist die
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Haftung nach Schiffahrtsrecht beschränkt auf Schiff und 
Fracht (§ 4 Abs* 1), gegebenenfalls beschränkt persönlich 
(§ 114)? bei eigenem Verschulden des Schiffseigners unbe­
schränkt persönlich (§ 4 Abs« 2 Satz 1)« Schließlich kann 
die Haftung der Beklagten zu 1 auch nach § 831 BGB gegeben 
sein«

IIIo Bas Berufungsgericht macht dem Beklagten zu 2 
nicht zum Vorwurf? daß er überhaupt an der Schute anlegte 
und die Fahrgäste daher den Weg zum Land Uber die Schute 
nehmen mußten« Es sieht eine Verletzung der Sorgfalts­
pflicht des Schiffsfuhrers darin, daß er? bevor die Fahr­
gäste die Bohlen betraten, die Bohlen nicht auf ihre Trag­
fähigkeit geprüft und schadhafte Stücke nicht ausgewechselt 
habe, weiter darin, daß er zugelassen habe, daß mehrere Per­
sonen gleichzeitig über die Bretter gegangen seien; bloße 
Ermahnungen und Zurufe seien ungenügend gewesen«, Mit Hecht 
rügt die Revision, daß diese Ausführungen die Verurteilung 
der Beklagten nicht zu tragen vermögen«

Hach den Feststellungen des Berufungsgerichts ist 
erwiesen, daß das rechte Brett in dem Augenblick gebrochen 
ist? als der Kläger und der Zeuge Ko^P wippten und dadurch 
die Bretter absichtlich in Schwingungen versetzten« Bas Be­
rufungsgericht meint, dieses Verhalten sei die überwiegende 
Unfallursache gewesen, Jedoch hätten die Beklagten die 
erste Unfallursache gesetzt«, Bie Ausführungen des Beru­
fungsgerichts reichen nicht aus, um eine Nachprüfung zu 
ermöglichen, ob das Berufungsgericht mit Recht zu der An­
sicht gekommen ist, das gebrochene Brett sei nicht genügend 
tragfähig gewesen« Im angefochtenen Urteil ist festgestelltj 
daß bereits mehr als 100 Fahrgäste das Schiff verlassen- hat-
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ten? von denen die meisten den Weg über die Bohlen genom­
men hätteno Nach der Lebenserfahrung ist anzunehmen? daß 
diese große Zahl von Menschen nicht einzeln? sondern zu , 
mehreren über die Brücke gegangen ist und daß dabei nicht 
nur die zwei inneren Bretter? sondern auch das rechte äußere 
Brett betreten wurde«, Bas, Berufungsgericht hätte sich die 
Präge vorlegen müssen? ob damit die Beklagte zu 1 nicht be­
reits in der Porm des Beweises des ersten Anscheins den ihr 
obliegenden Beweis für die genügende Tragfähigkeit auch 
bei der Belastung durch mehrere Personen erbracht hat und 
daher der Unfall allein auf das Wippen durch die beiden Per­
sonen zurückzuführen ist* Benn auch ein für ein normales? 
vorsichtiges Begehen? wie es hier als selbstverständlich 
vorauszusetzen ist? genügend tragfähiges Brett büßt seine 
Widerstandsfähigkeit ein? wenn es in der Mitte seiner Spann­
weite durch Wippen in besonders starke Schwingungen versetzt 
wirdp Ber von der Beklagten zu 1 zu führende Beweis 'konnte 
vielleicht dann als nicht geführt angesehen werden? wenn 
das rechte Brett? was das Berufungsgericht nicht erörtert 
hat? schadhaft gewesen wäre«, Barauf könnte die Aussage des 
Zeugen Vogel hindeuten, daß das Brett einen schräg verlau­
fenden Hiß von etwa 30 - 40 cm Länge gehabt habe,, Ber Hiß 
lag aber nach der Aussage des Zeugen mehr nach der Landseite 
hin? während das Brett in der Mitte gebrochen zu sein 
scheint«, Im angefochtenen Urteil hätte jedenfalls? wenn 
dieser Riß für die mangelnde Tragfähigkeit des Brettes 
hätte angeführt werden sollen, geprüft werden müssen, oh 
die Bruchstelle in diesem Riß eingetreten ist? wofür nament­
lich hätte sprechen können? wenn die Bruchstelle schräg in 
der Richtung des Risses verlaufen wäre«, Soweit es sich um 
die Schadensersatzpflicht des nicht beweisjpflichtigen Be­
klagten za 2 und soweit es eioh uan die Schadensersatzpflicht
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der für den Schmerzensgeldanspruch ebenfalls nicht beweis- 
pflichtigen Beklagten zu 1 handelt, würde bei einem non 
liquet die Klage gegen den Beklagten zu 2 in vollem Umfang 
und gegen die Beklagte zu 1 jedenfalls hinsichtlich des 
Schmerzensgeldanspruches abzuweisen sein*

Bür das Wippen des Klägers und des Zeugen Kojp auf 
dem Brett haben die Beklagten nicht einzustehen* Auch wenn 
es nicht außerhalb jeder Lebenserfahrung liegt, daß erwach­
sene Personen sich in so unvorsichtiger Weise verhalten und 
daher eine adäquate Ursache hinsichtlich der bei einem sol­
chen Verhalten nicht ausreichenden Tragfähigkeit des Bret­
tes anzunehmen ist, so brauchte der Beklagte zu 2 mit einem 
so groben Verstoß gegen die einfachsten Pegeln der allgemei­
nen Sorgfaltspflicht nicht zu rechnen, sondern konnte darauf 
vertrauen, daß die nach den besonderen Umständen des Palles 
erkennbar geschaffene behelfsmäßige Einrichtung auch mit 
der entsprechenden Vorsicht benutzt wurde, ohne daß es,dazu 
eines besonderen Hinweises seinerseits bedurfte«, Der Beklagte 
zu 2 hatte nicht die äußerste, sondern die verkehrsübliche 
Sorgfalt zu beobachten* Biese Sorgfaltspflicht wurde aber 
überspannt werden, wollte man ihm das Wippen der beiden er­
wachsenen Fahrgäste als voraussehbar zum Verschulden anrech­
nen o

Hiernach war dasangefochtene Urteil, soweit zum Wach­
tel! der Beklagten erkannt worden ist, aufzuheben, damit 
der Sachverhalt unter den angegebenen Gesichtspunkten er­
neut geprüft wird«,

Für die neue Verhandlung und Entscheidung ist darauf 
hinzuweisen, daß das angefochtene Urteil'auch insoweit Be­
denken unterliegt, als es die Verurteilung der Beklagten zu 1.
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auf § 851 BGB stützt«, Bas Berufungsgericht sieht einen 
Organisationsfehler der Beklagten zu 1 darin, daß sie dem 
Beklagten zu 2 keine oder falsche Instruktionen gegeben habe 
Dies schließt es daraus, daß die Beklagten im Verlaufe des 
Rechtsstreits die Behauptung aufgestellt haben, sie seien 
für den Weg vom Landgang über die Schute zur Landungsbrücke 
nicht verantwortlichD Biese Behauptung ist offensichtlich 
eine für den Rechtsstreit aufgestellte Schutzbehauptungo 
Baß der Beklagte zu 2 sich tatsächlich für die Sicherheit 
dieses Weges verantwortlich gefühlt hat, ergibt sich aus 
seiner Behauptung, die teilweise von dem Zeugen Kohn bestä­
tigt wurde und auch vom Berufungsgericht nicht als wider­
legt angesehen wird, er habe die Fahrgäste ermahnt, den Weg 
über das feste Verdeck zu nehmen, und Weisung gegeben, auf- 
gelockert über die Bretter zu gehen,, Banach war sich der 
Beklagte zu 2 seiner Verantwortung bewußt, wenn er sich 
auch den Fahrgästen gegenüber nicht genügend durchgesetzt 
hat«, Bas Berufungsgericht wird daher erneut zu prüfen haben, 
ob wirklich ein Organisationsfehler der Beklagten zu 1 für 
den Unfall ursächlich war„
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dem Berufungsgericht zu überlassen
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